
Der IG BCE Ortsgruppenvorstand Bielefeld unterstützt mit seinem Beschluss vom 11. 

September die Aktionen „Umfairteilen“. Wir rufen dazu auf an der Kundgebung am Sa. 

dem 15. September in Bielefeld Kronenplatz um 11:00 Uhr vor C&A teilzunehmen.  

Politische Plattform für das Bündnis  

Umfairteilen – Reichtum besteuern!  

Die Finanz-, Wirtschafts- und Eurokrisen der letzten Jahre haben die Schuldenberge der 

öffentlichen Hand weiter in die Höhe schnellen lassen. Dies untergräbt den politischen 

Gestaltungsspielraum unserer Demokratie und unseres Sozialstaates! Bund, Ländern und 

Kommunen fehlt das Geld, notwendige öffentliche und soziale Leistungen zu erbringen, 

ausreichend in Infrastruktur, Bildung und ökologischen Umbau zu investieren und mehr 

Mittel für den internationalen Ausgleich zwischen Arm und Reich bereit zu stellen.  

Den Schulden der öffentlichen Hand stehen gigantische private Vermögen gegenüber. Alleine 

die privaten Vermögen des reichsten Prozents der Bevölkerung sind höher als alle 

öffentlichen Schulden in Deutschland zusammen. Auf der Suche nach renditeträchtigen 

Anlagemöglichkeiten heizen sie die Spekulation an den Finanzmärkten an – und verschärfen 

damit die Krise.  

In den letzten 20 Jahren ist die Ungleichheit zwischen Arm und Reich enorm gestiegen. Das 

wohlhabendste Zehntel der Gesellschaft verfügt mittlerweile über mehr als zwei Drittel des 

Gesamtvermögens, während die ärmere Hälfte der Bevölkerung zusammen nur ein Prozent 

des Vermögens besitzt. Zu große Ungleichheit schadet allen und untergräbt den sozialen 

Zusammenhalt unserer Gesellschaft!  

Die gigantischen Vermögen, die selbst in Krisenzeiten weiter wachsen, werden kaum oder gar 

nicht besteuert. Jetzt müssen endlich auch die großen Vermögen an den Kosten der Krise 

beteiligt werden, am besten europaweit: Mit einer einmalige Vermögensabgabe, die einen 

substanziellen Teil der großen Vermögen zugunsten des Gemeinwesens umverteilt. Um 

dauerhaft bedeutende Finanzmittel für die öffentlichen Aufgaben aufzubringen und der 

sozialen Ungleichheit unserer Gesellschaft entgegenzuwirken, muss wieder eine 

Vermögenssteuer erhoben werden. Steuerflucht muss konsequent bekämpft werden, 

Steueroasen müssen ausgetrocknet werden.  

Eine Politik für mehr Gerechtigkeit erfordert zudem wieder höhere Steuern auf hohe 

Einkommen und große Erbschaften, eine wieder höhere Besteuerung finanzstarker 

Unternehmen sowie von Kapitalerträgen, und eine Transaktionssteuer auf 

Finanzmarktgeschäfte aller Art. EU-weit brauchen wir Mindeststeuersätze. Wir wollen eine 

verbesserte und sozial gerechte Finanzierung des Sozialstaats.  

Die Politik in Deutschland muss endlich handeln! Auch in den USA und Frankreich wird 

derzeit um die stärkere Besteuerung hoher Einkommen und Vermögen gerungen. Doch 

bewegen wird sich nur etwas, wenn wir Bürgerinnen und Bürger Druck machen für mehr 

Verteilungsgerechtigkeit! Dafür setzen wir uns gemeinsam ein.  

Entnommen der Webseite der Aktion: www.umfairteilen.de 

Der Ortsgruppenvorstand 

http://www.umfairteilen.de/

